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Es ist selten, aber immer wieder gelingt 
es hier und da doch. Dann näm-

lich muß der deutsche Fiskus wieder 
herausgeben, was er sich 1990 mit der 
Wiedervereinigung angeeignet hat, ob-
wohl es ihm nicht gehörte und zustand: 
Liegenschaften privater Eigentümer, die 
diesen während der sowjetischen Be-
satzungszeit 1945 bis 1949 im Wege 
der politischen Verfolgung entzogen 
worden sind. Eine solche Rückgabe ist 
auch kürzlich wieder erstritten worden. 
Das brandenburgische Amt zur Rege-
lung offener Vermögensfragen sah sich 
durch das Verwaltungsgericht Potsdam 
genötigt, ein Grundstück in Neuruppin 
an den früheren Eigentümer zurückzu-
geben, da sich dieses noch in öffentli-
cher Hand befand (Aktenzeichen 6 K 
628/05). Auf die Rückgabe der anderen 
neun Grundstücke, die schon seit der 
DDR-Zeit in privater Hand waren, hat 
der Kläger verzichtet, um die dort leben-
den Menschen zu schonen. 

Der Eigentümer, eine Bauträgerfir-
ma, hatte damals eine Vielzahl großer 
Wohnhaussiedlungen besessen. Eine da-
von lag in Neuruppin und bestand aus  

zehn Grundstücken, bebaut mit jeweils 
einem  Ein-Familien-Haus. Wie in der 
Sowjetischen Besatzungszone (SBZ) üb-
lich, war auch dieser Eigentümer Opfer 
der überaus vielen Fälle von politischer 
Verfolgung geworden, die als Nebenfolge 
zur Entziehung des Vermögens führte. 
Das Vermögensamt hatte die Rückgabe 
abgelehnt. Doch als das Gericht ihm in 
der mündlichen Verhandlung drohte, 
den Ablehnungsbescheid kostenpflich-
tig aufzuheben, entschloß sich das Amt 
zur Rückgabe ohne Urteil. Entsprechend 
lenkte auch die am Verfahren beteiligte 
Stadt Neuruppin ein. 

Im Verfahren entscheidend war der 
Befehl Nr. 64 der Sowjetischen Mili-
tär-Administration (SMAD). Er verbot 
ausdrücklich weitere Enteignungen, 
wenn die zur Enteignung vorgesehe-
nen Vermögenswerte bis zum 18. April 
1948 nicht schon beschlagnahmt („se-
questriert“) waren. Eine solche Seque-
strierung mußte der eigentlichen Ent-
eignung vorausgegangen sein. Fehlte es 
an der Beschlagnahme bis zu diesem 
Verbotsdatum, widersprach eine Ent-
eignung nach diesem Datum dem Wil-

len der Besatzungsmacht. Dann besteht 
ein Rückgabeanspruch, auch wenn die 
Enteignung noch in der SBZ-Zeit voll-
zogen wurde. 

Der anwaltliche Vertreter des Klägers, 
Stefan von Raumer, verweist hierzu auf 
eine  Grundsatzentscheidung des Bun-
desverwaltungsgerichts in Leipzig (BVer-
wG 8 C 25.05). Auf sie berief sich im 
Verfahren auch das Verwaltungsgericht 
Potsdam. Eine Beschlagnahme vor dem 
fraglichen Datum vermochte das beklagte 
Vermögensamt nicht nachzuweisen und 
das Gericht nicht zu recherchieren. 

Chancen auf Rückgabe 
„in nicht wenigen Fällen“

Ohnehin war nach Auffassung des 
Gerichts noch nicht einmal klar, ob die 
Liegenschaften noch in der SBZ-Zeit 
entzogen worden sind oder erst in der 
DDR-Zeit.

Das Verfahren zeigt: Auch wenn Im-
mobilien den Eigentümern in der SBZ-
Zeit rechtswidrig entzogen wurden und 
heute noch in öffentlicher Hand sind, 
besteht in einigen besonderen Fällen 

immer noch die Möglichkeit, sie zu-
rückzubekommen, obwohl die heutige 
Rechtsprechung die Rückgabe im Re-
gelfall verweigert. Haben die einstige 
Treuhandanstalt  oder ihre heutigen Ab-
leger wie die Bundesanstalt für verei-
nigungsbedingte Sonderaufgaben oder 
BVVG und TLG die Liegenschaften in 
der Zwischenzeit veräußert und ist da-
her eine Rückübertragung nicht mehr 
möglich, haben die früheren Eigentü-
mer Anspruch auf Erlösauskehr oder 
Verkehrswertausgleich. Entspricht eine 
Vermögensentziehung dem damaligen 
sowjetischen Willen nicht unmittelbar, 
sieht von Raumer Chancen auf Rückga-
be „in nicht wenigen Fällen“. Allerdings 
hängen die Erfolgsaussichten von einer 
Vielzahl von Details ab.

Auch vor dem Verwaltungsgericht 
Chemnitz ist es gelungen, eine Rückgabe 
von Immobilien zu erstreiten, die eben-
falls in der SBZ-Zeit enteignet worden 
waren (1 K 260/05). Hier ging es um 
einen Betrieb mit seinen Liegenschaf-
ten, die die Wismut GmbH – ein Un-
ternehmen des Bundes in Sachsen und 
Thüringen – an die Erbengemeinschaft 

der früheren Eigentümer herausgeben 
muß. Die Kläger konnten mit ihrem 
Anwalt von Raumer nachweisen, daß da-
mals deutsche (nicht sowjetische) Stellen 
den Eigentümern den Betrieb in einem 
Strafverfahren entzogen haben. 

Ferner hatte die Rehabilitierungs-
kammer des Bezirksgerichts Leipzig die 
Opfer, weil unschuldig bestraft, schon 
am 20. Oktober 1992 rehabilitiert, also 
noch nach dem Rehabilitierungsgesetz 
der ersten frei gewählten DDR-Volks-
kammer, das der Bundestag dann mit 
Datum vom 20. Oktober 1992 durch 
das Strafrechtliche Rehabilitierungsge-
setz ersetzt hat. Daher hatte das Säch-
sische Landesvermögensamt  die Rück-
gabe auch zugestanden. 

Nachdem die Wismut GmbH zu-
nächst erfolgreich gegen den Rückgabe-
bescheid klagte, scheiterte sie jetzt in ei-
nem Wiederaufnahmeverfahren vor dem 
Verwaltungsgericht Chemnitz, weil neue 
Tatsachen vorlagen, muß die (inzwi-
schen sanierten) Grundstücke heraus-
geben und vermochte auch nicht, die Er-
stattung ihrer Sanierungskosten durch-
zusetzen.               Klaus Peter Krause

Hans CHristians

Enge Weggefährten des rheinland-
pfälzischen Ministerpräsiden-
ten und SPD-Vorsitzenden Kurt 

Beck berichten von einer regelrechten 
Metamorphose, sobald er das heimi-
sche Mainz verläßt und das Parkett der 
Bundeshauptstadt Berlin betritt. In der 
Landeshauptstadt ist er „der Kurt“, ein 
Kumpeltyp, dessen Handschlag zählt 
und der auf eine übertriebene Etikette 
nur wenig Wert legt. In der Bundes-
hauptstadt aber muß er den Vorsitzen-
den der bis zur vergangenen Woche 
größten deutschen Partei geben. 

Es ist eine Rolle, die Kurt Beck al-
les andere auf den Leib geschnitten ist, 
und so wandelt sich der fröhliche Kum-
pel Kurt nach nur einer Flugstunde zu 
einem mürrischen, introvertierten Ei-
genbrötler, der den Eindruck erweckt, 
er sei in Berlin nur auf der Durchreise. 
Zermürbt von quälenden Richtungs-
streitigkeiten und desaströsen Umfrage-
werten beging der 59jährige im Febru-
ar einen schweren strategischen Fehler, 
dessen Außenwirkungen mittlerweile 
auch an der heimatlichen Basis spür-
bar werden. 

Beck gilt als 
Wortbrecher

Während eines Kamingesprächs mit 
einem Kreis ausgewählter Journalisten 
ließ Beck die Möglichkeiten einer Ko-
operation mit der Linkspartei anklingen 
und ging damit auf Distanz zu den zuvor 
während des hessischen Landtagswahl-
kampfs getroffenen Aussagen. 

Problematisch wurde die Sache frei-
lich erst, nachdem sich ein anwesender 
Medienvertreter nicht an die zuvor ver-
einbare Vertraulichkeit gehalten hatte.  
Becks Aussagen wurden öffentlich, und 
da nutzte es wenig, daß der SPD-Chef 

lauthals über die journalistische Hin-
terhältigkeit jammerte. Seitdem gilt der 
Mainzer Regierungschef als Wortbre-
cher, wie sich anhand der neuesten Um-
fragen in seiner Heimat belegen läßt. 
Gerade gleichauf mit einer schwachen 
Landes-Union befindet sich die allein 
regierende SPD auf Sinkflut weit un-
ter die 40-Prozent-Hürde. Und bei der 
Frage nach dem beliebtesten Landespo-
litiker ist der Abonnement-Sieger Beck 
mittlerweile deutlich hinter den FDP-
Landesvorsitzenden Rainer Brüderle zu-
rückgefallen. 

Am schlimmsten aber ist der Glaub-
würdigkeitsverlust. Mehr als die Hälfte 
der Befragten halten Beck für unglaub-
würdig, und bei der Frage nach dem 
optimalen Kanzlerkandidaten der SPD 
schneidet Außenminister Frank-Walter 
Steinmeier sogar in Becks Heimat mitt-
lerweile besser ab als der Ministerpräsi-
dent. Der reagiert nach einem fast schon 
zur Methode gewordenen Strickmuster. 
Er beschimpft Journalisten und Mei-
nungsforschungsinstitute und beklagt 
den Verfall der politischen Kultur. 

Es steht außer Frage, daß Beck als 
Parteivorsitzender spätestens seit dem 
mißglückten Kamingespräch schwer an-
geschlagen ist. In seiner Heimat wäre das 
dem Strippenzieher nicht passiert. Wenn 
er den Chefredakteuren der Rheinpfalz 
oder der Mainzer Allgemeinen seine 
nächsten Schachzüge bei einem Schop-
pen Pfälzer Wein präsentierte, konnte er 
sich auf Vertraulichkeit verlassen. Doch 
das System Beck funktioniert in Mainz 
und nicht in Berlin. Und genau dieses 
Scheitern wird nun auch im Hinblick 
auf seine weitere Karriere in Rheinland-
Pfalz zum Problem. 

Zweifelsohne ist der Landesvater 
immer noch populär. Während seine 
Amtskollegen große Politik zu machen 
pflegen und sich in Live-Sendungen ei-
nem Millionenpublikum geradezu auf-
drängen, tingelt Beck über Weinfeste, 
kürt Schönheitsköniginnen und besucht 

mittelständische Unternehmer.  Er läßt 
sich duzen, wenn er bei Heimspielen 
des 1. FC Kaiserslautern leutselig an der 
Würstchenbude steht, und wenn der 
sportlich und finanziell kriselnde Zweit-
ligist mal wieder Steuermittel zur Konso-
lidierung benötigt, setzt Beck dies über 
alle Parteigrenzen hinweg durch. 

Die Pfälzer lieben  
die Bodenständigkeit 

Die Menschen mochten ihn bisher, 
weil er als Macher und nicht als Visionär 
gilt. „Bei uns gilt das Wort ‘sofort’ und 
nicht die Frage nach der Zukunft“, ließ 
Beck neulich verlauten und verbreitet 
fast beschwörend, daß die Stimmung 
an der Basis, bei den normalen Men-
schen eine andere sei, als es die Mei-
nungsforscher und Journalisten sugge-
rieren würden. Aus diesen persönlichen 
Erfahrungen schöpfen die Genossen am 
Rhein und in der Pfalz ihre Hoffnung. 
Immerhin ist es Beck 2006 gelungen, die 
damals noch unter dem Namen WASG 
angetretene Linke aus dem Landtag her-
auszuhalten und der SPD eine absolute 
Mehrheit zu besorgen. 

Die Pfälzer lieben Bodenständigkeit 
und Verläßlichkeit. Und hierin liegt 
Becks Dilemma. Nach allen Umfra-
gen werden sich im nächsten Landtag 
fünf statt bisher drei Parteien wieder-
finden. Und eine rote Regierungsmehr-
heit scheint zweieinhalb Jahre vor dem 
Wahltermin nur mit Hilfe der Linkspar-
tei möglich. Dem Ministerpräsidenten 
bleibt derzeit nur die Hoffnung, daß sich 
die politische Großwetterlage ändern 
und er nicht in die Situation geraten 
wird, in seiner Heimat eine Koalitions-
aussage gegen die Linkspartei treffen zu 
müssen. Sprichwörter wie „Wer einmal 
lügt, dem glaubt man nicht, auch wenn 
er mal die Wahrheit spricht“ haben in 
der Pfalz spätestens seit dem verpatzten 
Kamingespräch Hochkonjunktur. Und 
das ist Kurt Becks größte Niederlage.

bund der steuerzahler
Der Bund der Steuerzahler hat 
anläßlich der beginnenden Ver-
sendung der neuen Steueriden-
tifikationsnummer durch die 
Finanzbehörden datenschutz-
rechtliche Bedenken geäußert. 
„Zu befürchten ist, daß andere 
Behörden auf die steuerlichen 
Daten zugreifen wollen“, sagte der 
Bundesgeschäftsführer des Steuer-
zahlerbundes, Rainer Holznagel. 
„Damit könnte die Steueridenti-
fikationsnummer auch außerhalb 
des Bundeszentralamts für Steuern 
zur Anwendung kommen.“

Familienbund 
der KatholiKen
Der Familienbund der Katholi-
ken hat die sofortige Erhöhung des 
Kindergeldes auf 300 Euro gefor-
dert. „Das Kindergeld hat sich als 
wirksames Instrument im Kampf 
gegen Kinderarmut bewährt“, 
sagte die Präsidentin des Famili-
enbundes, Elisabeth Bußmann. 
„Armen Kindern hilft man am 
beten, indem man ihre Familien 

unterstützt. Eine Erhöhung des 
Kindergeldes ist gerade nach den 
jüngsten Preissteigerungen mehr 
als überfällig und hilft dort, wo es 
am nötigsten ist“, sagte Bußmann. 
Der Familienbund verwies darauf, 
daß laut dem jüngsten 
Unicef-Bericht zur Kin-
derarmut ohne Kinder-
geld 1,7 Millionen Kin-
der zusätzlich unter die 
Armutsgrenze rutschen 
würden. Bußmann be-
zeichnete Kinderarmut 
als großen gesellschafts-
politischen Skandal.

Grüne JuGend
Die Grüne Jugend hat die Hal-
tung von Union und FDP in der 
Debatte um längere Laufzeiten für 
Kernkraftwerke kritisiert. „Union 
und FDP versuchen den Menschen 
ein Lügenmärchen vom sicheren 
Atommüllendlager aufzutischen, 
das jeglicher Realität entbehrt“, 
sagte der Sprecher der Grünen 
Jugend, Jan Philipp Albrecht. 
Das von CSU-Chef Erwin Hu-

ber herbeigeredete Endlager Gorle-
ben  entspreche nachweislich nicht 
den Kriterien, die die Bundesan-
stalt für Geowissenschaften und 
Rohstoffe für die Eignung von 
Salzstöcken als Endlager formu-

liert habe. „Vielmehr 
müßte klar sein, daß 
ein sicheres Atommül-
lendlager auf absehbare 
Zeit nicht in Sicht ist“, 
sagte Albrecht. Auch 
der Vorschlag von FDP-
Generalsekretär Dirk 
Niebel, den weltweiten 
Atommüll einfach in 
Rußland einzuordnen, 
scheine eher ein schlech-

ter Scherz zu sein. „Wer verkennt, 
daß es sich um riesige Mengen an 
atomwaffenfähigem Material han-
delt, wird nicht im Traum auf die 
Idee kommen, es zentral in Staaten 
wie Rußland zu lagern“, sagte der 
Sprecher der Grünen Jugend.

JunGe union
Als desaströses Zeichen für die 
SPD hat die Junge Union (JU) den 

möglichen Ausschluß Wolfgang 
Clements aus der Partei gewertet. 
„Die SPD hat sich damit endgültig 
von der früheren Reformpolitik 
Gerhard Schröders, für die Wolf-
gang Clement wie kein anderer 
steht, verabschiedet“, sagte der 
JU-Bundesvorsitzende Philipp 
Mißfelder. Dies zeige 
erneut den Linksrutsch 
innerhalb der Sozialde-
mokratie. Mit Clement 
verliere die SPD nicht 
nur einen ihrer profilier-
testen Wirtschaftspoliti-
ker, sondern auch den 
letzten Vertreter eines 
vernünftigen Kurses in 
der Energiepolitik. „Der 
Vorgang Clement sagt 
viel über die innerparteiliche De-
mokratie in der SPD aus“, sagte 
der CDU-Bundestagsabgeordnete. 
„Daß jemand wie Wolfgang Cle-
ment mit seiner Sachkompetenz 
seine Meinung in dieser Partei 
nicht mehr frei sagen darf, ist skan-
dalös. Offene Diskussionen sind 
in der SPD nicht mehr erwünscht, 

sondern werden als parteischädi-
gend bezeichnet.“

rCds
Der Rückgang der Zahl der Stu-
dienanfänger ist nach Ansicht des 
Rings-Christlich-Demokratischer 
Studenten (RCDS) ein besorg-

niserregendes Zeichen. 
„Überfüllte Hörsäle, 
mangelnde persön-
liche Betreuung und 
eine mehr als schlechte 
Verzahnung zwischen 
Schule und Hochschule 
schrecken immer mehr 
junge Menschen von der 
Aufnahme eines Hoch-
schulstudiums ab“, heißt 
es in einer Stellungnah-

me des RCDS. Eine alleinige Erhö-
hung der Erstsemesterzahlen löse 
allerdings nicht die Kernproble-
me deutscher Hochschulen. „Die 
schlechte Betreuungsrelation und 
die nicht aufeinander abgestimmte 
Schnittstelle zwischen Schule und 
Hochschule sind die wahren Pro-
bleme. Diese müssen wir lösen, um 

jungen Menschen ein Umfeld zu 
bieten, welches das Studium für 
sie interessant macht“, sagte der 
RCDS-Bundesvorsitzende Gott-
fried Ludewig. Eine Verbesserung 
der Betreuungssituation und die 
Einführung einer verpflichtenden 
Orientierungswoche während der 
letzten beiden Schuljahre stellten 
Lösungsmöglichkeiten dar.

volKer sChimpFF
Der konservative sächsische CDU-
Politiker Volker Schimpff kehrt in 
den Landtag des Freisstaats zurück. 
Schimpff, 
der bereits 
z w i s c h e n 
1990 und 
2004 dem 
Parlament 
angehörte, 
rückt für die 
neu gewähl-
te Dresdner 
Ob e r b ü r -
germeisterin 
und bisherige sächsische Sozial-
ministerin Helma Orosz nach. 

Im Frühjahr war der 53 Jahre 
alte Politiker aus Leipzig unter 
anderem für seine Verdienste für 
Bürgerkriegsopfer aus dem ehema-
ligen Jugoslawien mit dem Bun-
desverdienstkreuz ausgezeichnet 
worden.

senioren union
Eine stärkere Beschäftigung im 
Unterricht mit dem DDR-Un-
recht hat der Bundesvorsitzen-
de der Senioren Union, Otto 
Wulff, gefordert. Er appellierte 
an die Kultus- und Schulminister 
der Bundesländer, mit einer Bil-
dungsoffensive auf die „verherren-
den Ergebnisse“ einer Studie des 
Forschungsverbundes SED-Staat 
der Freien Universität Berlin zu 
reagieren. Laut dieser Untersu-
chung sehen die Hälfte der be-
fragten Jugendlichen in Mittel-
deutschland und ein Drittel im 
Westen in der untergegangenen 
DDR keine Diktatur. „Es ist ein 
Armutszeugnis für die deutsche 
Bildungspolitik, wenn knapp 20 
Jahre nach der friedlichen Revo-

lution in der DDR und dem Fall 
der Berliner Mauer bei jungen 
Leuten fundamentale Kenntnisse 
über den Unrechtscharakter der 
kommunistischen Diktatur auf 
deutschem Borden fehlen“, sagte 
Wulff. Dies sei auch eine Beleidi-
gung aller Opfer des SED-Staates 
und der Opfer der Mitglieder der 
Bürgerbewegung, deren Engage-
ment 1989 zur friedlichen Wende 
geführt habe. Wulff forderte die 
Kultusminister-Konferenz auf, 
umgehend einen Themen-Kanon 
zur Geschichte der SED-Dikta-
tur zu erarbeiten, der verbindlich 
im Unterricht behandelt werden 
müsse.

                     ***
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teien, Verbände, Personen“ senden 
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49 53-14) oder Brief (Hohenzol-
lerndamm 27a, 10713 Berlin) an 
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Ein Kumpeltyp in Bedrängnis
rheinland-pfalz: Der angeschlagene SPD-Vorsitzende Kurt Beck gerät auch in seinem Stammland immer stärker unter Druck

Vermögensamt muß Grundstück herausgeben
enteignungen: Ein neues Gerichtsurteil zeigt, daß unter sowjetischer Besatzung entzogene Immobilien auch heute noch zurückübertragen werden können

bonn bekommt keine 
herbert-hupka-straße

BONN. Der vertriebenenpoli-
tische Sprecher der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion, Jochen-Kon-
rad Fromme (CDU), hat die Wei-
gerung des Rates der Stadt Bonn, 
eine Straße nach dem ehemaligen 
Vorsitzenden der Landsmannschaft 
Schlesien zu benennen, scharf kri-
tisiert (siehe auch den Kommentar 
auf Seite 2). „Der rot-grün domi-
nierte Rat der Stadt Bonn scheint 
auf beiden Augen blind zu sein“, 
sagte Fromme. Der 2006 verstor-
bene Herbert Hupka, der auch 
stellvertretender Vorsitzender des 
Bundes der Vertriebenen war, sei 
ein „gewissenhafter Mahner der 
geschichtlichen Wahrheit“ und 
„Verteidiger der Menschen- und 
Minderheitenrechte gerade auch 
für Deutsche“ gewesen. Der Rat 
der Stadt hatte kürzlich einen  
Antrag der CDU abgelehnt, Hup-
ka in die Straßenbenennungsliste 
Bonns aufzunehmen. 

anklage gegen 
linksextremisten

KARLSRUHE. Die Bundesanwalt-
schaft hat gegen drei mutmaßliche 
Mitglieder der linksextremistischen 
„militanten gruppe“ (mg) Anklage 
erhoben. Die Behörde wirft den 36 
bzw. 46 Jahre alten Männern die 
Mitgliedschaft in einer kriminel-
len Vereinigung und Brandstiftung 
vor. Die drei Berliner sollen unter 
anderem Ende Juli 2007 versucht 
haben, drei Fahrzeuge der Bun-
deswehr in Brand zu setzen. Nach 
Ansicht der Bundesanwaltschaft 
strebt die Terrorgruppe „durch 
fortgesetze militante Aktionen“ die 
Schaffung einer kommunistischen  
Gesellschaftsordnung an (JF 
49/06). Ihr werden seit 2001 zahl-
reiche Anschläge im Raum Berlin 
zugeschrieben.

berlin zählt 3.500 
homo-ehen

BERLIN. Seit dem Inkrafttre-
ten des Gesetzes über eingetra-
gene Lebenspartnerschaften im 
August 2001 sind in Berlin über 
3.500 sogenannte „Homo-Ehen“ 
geschlossen worden. Das geht aus 
einer Antwort des Berliner Senats 
auf eine Kleine Anfrage des Grü-
nen-Abgeordneten Thomas Birk  
hervor. Danach ließen 2.513 
schwule und 1.015 lesbische Paare 
ihre Lebenspartnerschaft eintra-
gen. Soweit es dem Senat bekannt 
ist, wurden 191 „Homo-Ehen“ 
wieder gelöst.

ns-opfer: stiftung zahlt 
4,5 milliarden euro

BERLIN. Die Zwangsarbeiter-
Stiftung „Erinnerung, Verant-
wortung und Zukunft“ hat knapp 
4,5 Milliarden Euro an ehemali-
ge Opfer des Nationalsozialismus 
ausgezahlt. Das geht aus der jetzt 
veröffentlichten abschließenden 
Zusammenfassung der Bundes-
regierung hervor. Danach wurden 
von der im Jahr 2000 gegründeten 
Stiftung rund 4,48 Milliarden Eu-
ro ausgezahlt, wodurch etwa 182,5 
Millionen Euro zusätzlich an Ver-
waltungskosten anfielen. Das Ka-
pital der Zwangsarbeiter-Stiftung 
belief sich auf 5,2 Milliarden Euro 
und wurde vom deutschen Staat 
und der Wirtschaft aufgebracht.
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beck auf einem heimatlichen Weinfest: Als landesvater populär
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